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Am 17. Mai
2012 melden die
Medien:

Berliner Feu-
erwehrschule
„Ein Provisori-
um“

GdP fordert
Übernahme der
Feuerwache im
Flughafen Te-
gel als neue
Landesfeuer-
wehrschule

Die größte Berufsfeuerwehr in
Deutschland muss ihren Nachwuchs auf
dem Gelände der Polizei in Schulzendorf
ausbilden, da der Senat bisher nicht bereit
ist, dafür ein den Anforderungen an eine
moderne Großstadtfeuerwehr entspre-
chendes Gelände mit Gebäuden zur Ver-
fügung zu stellen. Deshalb fordert der Lan-
desbezirksvorsitzende der GdP, Michael
Purper, dass der Senat die Feuerwache,
Hallen und weitere Gebäude auf dem Ge-
lände des Flughafens Tegel übernehmen
soll.

Dort könnte künftig die Ausbildung des
Feuerwehrnachwuchses in einer neuen
Landesfeuerwehrschule stattfinden. Für
die praktische Ausbildung würden auf
dem Flughafengelände zwei große Hallen
zur Verfügung stehen. Damit wäre eine
witterungsunabhängige Ausbildung si-
chergestellt.

Am 10. Juli 2012 ist die Entscheidung
gefallen. Die Landesfeuerwehrschule soll,
wenn die dortigen Gegebenheiten das er-
lauben, nach Tegel umziehen. Das haben
die Senatoren für Stadtentwicklung sowie
Inneres und Sport, Michael Müller und
Frank Henkel, verkündet und setzen da-
mit eine Forderung der GdP um.

„Bis dahin muss die Finanzierung des
Umzuges mit den damit verbundenen Bau-
maßnahmen vor Ort ohne eine Beteiligung
der Feuerwehr aus ihrem laufenden Haus-
halt geklärt sein“, fordert der GdP-Landes-
bezirksvorsitzende Michael Purper.

Bundesverwaltungsgericht verurteilt
Berliner Senat zu Millionennachzahlung an
Berliner Feuerwehrleute wegen Über-
schreitung der wöchentlichen Höchstar-
beitszeit

Am Mittwoch, dem 25. Juli 2012, haben
die Berliner GdP-Rechtsanwälte Joachim
Tetzner und Dr. Ernst Engel in einem Pro-
zess vor dem Bundesverwaltungsgericht
Nachzahlungen für Berliner Feuerwehrleu-
te in Millionenhöhe wegen andauernder
Überschreitung der wöchentlichen Höchst-
arbeitszeit erstritten. Beide Anwälte erklär-
ten nach dem Prozess, dass damit einige Tau-
send Feuerwehrleute in Berlin Anspruch auf
einen Ausgleich für rechtswidrig geleistete
Zuvielarbeit haben. Allein der Kläger wird
mit einer Nachzahlung von etwa 15 000 €

rechnen können. Zum Redaktionsschluss
dieser Zeitung lag die Urteilsbegründung
noch nicht vor. Wir werden weiter berichten.

GdP: Leitstellen der Feuerwehr und der
Polizei getrennt erhalten – Eine Arbeits-
gruppe „Gemeinsame Leitstelle Polizei
und Feuerwehr“ soll im September ihre
Arbeit aufnehmen

In den vergangenen Jahren haben die
veraltete Technik in der Leitstelle der Poli-
zei und die damit verbundene Reparatur-
anfälligkeit zu teilweise massiven Störun-
gen der Notrufaufnahme 110 geführt. Die
Probleme sind seit Jahren bekannt. Ein
Umbau würde etwa 12 Mio., ein Neubau
21,5 Mio. € kosten.

Obwohl die Polizei die Situation in der
Leitstelle „als beunruhigend“ bezeichnet
und seit Jahren „dringenden Handlungs-
bedarf“ sieht, haben Senat und Parlament
nicht reagiert. Im Doppelhaushalt 2012/
2013 sind keine finanziellen Mittel für Um-
baumaßnahmen bzw. einen Neubau vorge-
sehen.

Auch die Computertechnik der Feuer-
wehrleitstelle führt immer wieder zu Sys-
temausfällen. Deshalb „probt“ die Feuer-
wehr wöchentlich die Abwicklung der
Alarmierungen der Einsatzmittel ohne die
moderne Technik.

Nach Informationen der GdP wurde
jetzt eine Arbeitsgruppe „Zusammenle-
gung der Leitstellen der Polizei und der
Feuerwehr“ eingesetzt, die im September
ihre Arbeit aufnehmen soll. Mit der Lei-
tung wurde der Leiter Stab der Dir 5, Detlef
Brenner, beauftragt.
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„Schlaglichter“ aus der
Gewerkschaftsarbeit
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Die GdP befürchtet, dass mit der Bil-
dung der Arbeitsgruppe die Probleme in
den Leitstellen der Feuerwehr und der Poli-
zei „auf die lange Bank“ geschoben werden
sollen und das kann Menschen in Gefahr
bringen.

Es besteht unmittelbar Handlungsbe-
darf. Die veraltete Technik muss unverzüg-
lich ersetzt werden. Dafür benötigen die
Feuerwehr und die Polizei zusätzliche fi-
nanzielle Mittel, die der Senat und das Par-
lament zur Verfügung stellen müssen. Aus
dem laufenden Haushalt 2012/2013 ist das
nicht zu finanzieren.

LABO

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den
Bürgerämtern überfordert – Lange Warte-

zeiten nerven die Kundinnen und Kunden
und die Beschäftigten

Senat und Parlament wissen es seit Lan-
gem, die Personalausstattung in den Bür-
gerämtern entspricht nicht dem Arbeitsauf-
kommen, das bewältigt werden muss. Da-
bei bleibt der Dienstleistungsgedanke auf
der Strecke. Darauf weisen auch die Be-
zirksbürgermeister ständig hin. Trotzdem
setzen sich Senat und Parlament darüber
hinweg und sparen weiter. Die Folgen:

• lange Wartezeiten in den Bürgerämtern
und genervte Bürgerinnen und Bürger, die
zurecht diese Zustände beklagen. Die GdP
stellt sich uneingeschränkt vor die Beschäf-
tigten, denn sie haben diese Zustände nicht
zu verantworten. Sie arbeiten so schnell und
soviel wie sie können. Steigende Kranken-
stände und Urlaubsausfälle sind nur mit ei-
ner angemessenen Personalausstattung zu
bewältigen. Dafür müssen wieder Neuein-
stellungen von außen möglich werden, um
den erkannten Bedarf zu decken.

Entgeltgruppe 9 TV-L für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in den Ordnungsäm-
tern

Das Bundesarbeitsgericht hat in einem
Fall der Hamburger Kolleginnen und Kol-
legen des dortigen bezirklichen Ordnungs-
dienstes (BOD) entschieden, dass ihnen je
nach Geltendmachung ihrer Ansprüche die
Entgeltgruppe 9 TV-L zusteht und sie ent-
sprechend zu vergüten sind. Diese Ent-
scheidung des Bundesarbeitsgerichtes hat
nach Auffassung der GdP auch Auswirkun-
gen auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Allgemeinen Ordnungsdienstes in
Berlin.

Für eine Reihe von Kolleginnen, die be-
reits im Jahr 2006/2007 ihre Ansprüche an-
gemeldet hatten, hat die Rechtsabteilung
der GdP bereits vor dem Arbeitsgericht
Berlin Verfahren anhängig gemacht. Diese
Verfahren sind nach der Entscheidung des
Bundesarbeitsgerichtes erneut aufgenom-
men worden. Es bleibt abzuwarten, wie die
Berliner Gerichte entscheiden. Die GdP
rechnet noch im September/Oktober 2012
mit einer ersten Entscheidung des Arbeits-
gerichtes Berlin.

Bürgerservice im Landesamt für Bürger-
und Ordnungsangelegenheiten (LABO) zu
gefährdet

Unter Hinweis auf den Koalitionsver-
trag zwischen der SPD und der CDU hat die
GdP Innen- und Sportsenator Frank Hen-

kel aufgefordert, die vom LABO für 2012
beantragten Entfristungen von Zeitarbeits-
verträgen zu genehmigen. Aufgrund der
massiven Personalkürzungen wird es im-
mer schwieriger, mit noch weniger Personal
die gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtauf-
gaben und absehbare zusätzliche Aufgaben
im LABO zu bewältigen. Das hat eine Aus-
wertung einer gewerkschaftsinternen Be-
fragung von GdP-Mitgliedern ergeben. Al-
lein von 2008 bis 2010 haben 116 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter ihre Tätigkeit
dort beendet. Im Bereich des Zulassungs-
wesens werden in den nächsten Jahren 56
Prozent aller Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter älter als 55 Jahre sein. Diese Ent-
wicklung wird die Arbeitsfähigkeit der Zu-
lassungsstelle einschränken, denn ohne Zu-
wachs an jungem Personal sind die Heraus-
forderungen, die mit der Arbeit dort ver-
bunden sind, nicht zu bewältigen. Ähnlich
stellt sich die Situation in der Ausländerbe-
hörde dar.

Dort besteht ein nachgewiesener Perso-
nalbedarf von bis zu 30 Stellen. Bei der Aus-
länderbehörde wird die Ausgabe von War-
tenummern heute schon kurz nach der Öff-
nungszeit eingestellt. Auf Termine warten
die Kunden dort in der Regel zwei Monate.
Auch in der Kfz-Zulassungsstelle wird sich
die Bearbeitung der Vorgänge verlängern.
Die Taxenüberprüfung entwickelt sich
wegen fehlenden Personals zu einem massi-
ven Problem. Deshalb beklagen der Perso-
nalrat und die Beschäftigten im LABO zu-
recht die zu geringe Personalstärke von 911
Vollzeitbeschäftigten und die erhebliche
Überalterung. Das Durchschnittsalter liegt
bei 49 Jahren (Stand: Juni 2012).

Senat muss politische Verantwortung für
Qualitätsverluste übernehmen

Wenn nicht gegengesteuert wird, erwar-
tet die GdP vom Senat und den Koalitions-
fraktionen, dass sie die politische Verant-
wortung für die Auswirkungen ihrer Perso-
naleinsparungen „im täglichen Geschäft“
übernehmen. Der Zeitpunkt ist gekom-
men, dass der Senat öffentlich klarstellt,
dass die Haushaltskürzungen zu deutlichen
Einschränkungen der Leistungsfähigkeit
des öffentlichen Dienstes in Berlin führen
und dass dafür nicht die Beschäftigten ver-
antwortlich sind. Eine entsprechende Se-
natsinformation könnte in den Dienststel-
len zur Weitergabe an die Kunden ausge-
legt werden.
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GdP vermisst aufgabenkritische Ansätze
Darüber hinaus ist es erforderlich, dass

Senat und Parlament bei der Vorbereitung
und Beschlussfassung gesetzlicher Rege-
lungen, die mit zusätzlichen Aufgaben trotz
andauernder Personaleinsparungen ver-
bunden sind, aufgabenkritische Ansätze
beachtet.

Gesetzentwurf zur Anpassung der Be-
soldung und Versorgung 2012 – Senat und
Parlament „verschlafen“ Anpassung

Am 3. Juli 2012 hat der Senat einen Ge-
setzentwurf zur Anpassung der Besoldung
und Versorgung zum 1. August 2012 be-
schlossen. Zu spät, wie sich herausgestellt
hat. Den am schlechtesten bezahlten Beam-
tinnen und Beamten in Deutschland wird
damit zugemutet, auf die Verabschiedung
des Gesetzes im Abgeordnetenhaus bis En-
de des Jahres warten zu müssen. Die GdP
hat deshalb eine Vorgriffsregelung und Aus-
zahlung der erhöhten Besoldung und Ver-
sorgung im August unter Hinweis auf die
Wahlkampfversprechen des Berliner CDU-
Vorsitzenden Frank Henkel gefordert.

Bis zum Redaktionsschluss dieser Zei-
tung hatte er sich noch nicht gemeldet.

12-Stunden-Dienste
Arbeitszeitmodelle ELZ, VB I u. a. in

der Berliner Polizei
GdP: Die CDU muss ihr Wahlverspre-

chen halten
Auch in der Diskussion über die Gestal-

tung der zukünftigen Arbeitszeit der Polizei
hat die GdP Innen- und Sportsenator Frank
Henkel an seine Wahlversprechen als
CDU-Landesvorsitzender erinnert.

„Gerade Sie, Herr Henkel, und Ihre Par-
tei haben in dieser Frage in der Vergangen-

heit deutliche Aussagen getroffen und sich
für ein Modell ausgesprochen, in dem auch
anteilig bis zu 12-Stunden-Dienste in den
zukünftigen Schichtplänen zu berücksichti-
gen sind.“

Stellt sich der Senator seiner Verantwor-
tung?

Er schreibt der GdP am 19. Juli 2012
(Auszüge):

„Ich kann nachvollziehen, dass Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amte in 12-Stunden-Schichten arbeiten
möchten, weil sich dadurch die Anzahl ih-
rer Dienstantritte verringert. Ich kann Ih-
nen versichern, dass ich mich von der Poli-
zei fortlaufend über die Evaluierung infor-
mieren lasse, zumal ich der Auffassung bin,
dass wir nur im Rahmen einer guten und
vertrauensvollen Zusammenarbeit Ar-
beitszeitmodelle finden werden, die mög-
lichst viele Gesichtspunkte angemessen be-
rücksichtigen.“

Michael Purper, Landesbezirksvorsit-
zender der GdP: „Wir werden ihn an seiner
Aussage, mit allen Beteiligten gut und ver-
trauensvoll zusammenzuarbeiten, messen.“

Sicherheitskonzept zur Bewachung von
schutzwürdigen Objekten vor dem Kollaps

Im Zentralen Objektschutz (ZOS) feh-
len 230 Beschäftigte. Damit steht dieser Be-
reich vor einem personellen Kollaps. Trotz-
dem sollen in diesem vollzugsnahen Be-
reich 2,4 Prozent der Stellen eingespart
werden. Und das vor dem Hintergrund,
dass sich dort ein Überstundenberg von
350 000 Stunden aufgetürmt hat, der nur
sehr langsam abgetragen werden kann.
Deshalb werden seit April 2012 zunehmend
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte
zur Bewachung diplomatischer Einrichtun-
gen eingesetzt, die im täglichen Streifen-

dienst fehlen. Folgerichtig wäre, diese Ein-
sparvorgaben zurückzunehmen.

Anschläge auf Privatfahrzeuge von Poli-
zistinnen und Polizisten

Die GdP hat Polizeivizepräsidentin Mar-
garete Koppers gebeten, es ihren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern zu gestatten,
während der Nachtzeit die vorhandenen
Parkflächen innerhalb der Dienststellen
kostenfrei zu nutzen.

Das hat Frau Koppers mit folgenden Ar-
gumenten abgelehnt:
• Es besteht nicht auf allen Dienststellen

die Möglichkeit, private Fahrzeuge auf
den dienstlichen Unterkunftsgeländen
abzustellen.

• Die kostenfreie Nutzungsmöglichkeit
würde zu einer Ungleichbehandlung füh-
ren, da für einen Stellplatz eine jährliche
Gebühr von 100 € zu entrichten ist.
Darüber hinaus seien die erforderlichen

und geeigneten Maßnahmen getroffen wor-
den, die Kolleginnen und Kollegen zu
schützen, so Frau Koppers in ihrer Ant-
wort. Es sei bisher noch niemand zu Scha-
den gekommen. Sie führt das zu großen
Teilen darauf zurück, dass die Polizeibe-
diensteten fortwährend sensibilisiert und zu
erhöhter Aufmerksamkeit angehalten wer-
den.

Die GdP hat sich mit dieser Antwort
nicht zufriedengegeben und Innen- und
Sportsenator Frank Henkel mit der Bitte
angeschrieben, alle bürokratischen und fi-
nanziellen Hemmnisse zu beseitigen, damit
die Kolleginnen und Kollegen zur Nacht-
zeit alle vorhandenen Stellplätze in der Po-
lizei nutzen können. Das würde das Risiko
für eine größere Anzahl von Beamtinnen
und Beamten mindern, Opfer dieser Ge-
walttäter zu werden.
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Neuer PSW-Partner
Kristall Schwimm&GesundheitsCenter Ludwigsfelde
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Angebot verlängert bis einschließlich 2012

Gegen Vorlage Ihres GdP-Ausweises erhalten Sie fur sich und
Ihre Familienangehörigen an der Kasse einen Sofortrabatt

in Höhe von 20 %.
Fur alle Mitglieder der Gewerkschaft der Polizei

gilt ab sofort ein spezieller Sondertarif.

Übrigens … lohnt sich schon ein Anruf unter 0 33 78/5 18 79–0 oder ein Besuch auf unserer
Homepage unter www.kristall-saunatherme-ludwigsfelde.
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Das Bundesverwaltungsgericht in
Leipzig hat nunmehr entschieden, dass
der vollständige Ausschluss des Beihilfe-
anspruchs im Land Berlin, der an den
fehlenden Nachweis eines Krankenversi-
cherungsschutzes anknüpft, unwirksam
ist (BVerwG, Urteil vom 19. Juli 2012,
Az.: 5 C 1.12).

Der Kläger ist Beamter im Dienst des
Landes Berlin. Er stellte im Jahr 2009
drei Anträge auf Gewährung von Beihil-
fe zu den Kosten für ärztliche und zahn-
ärztliche Leistungen sowie ärztlich ver-
ordnete Arzneimittel. Der Beklagte
lehnte die Anträge ab, weil der Kläger
nicht – wie dies seit dem 1. Januar 2009
Pflicht sei – eine Krankenversicherung
abgeschlossen habe. Das Verwaltungs-
gericht hat der Klage auf Gewährung von
Beihilfe stattgegeben. Die hiergegen ge-
richtete Revision des Landes Berlin hatte
keinen Erfolg. Die Ablehnung der Ge-
währung von Beihilfe in dem in Rede
stehenden Zeitraum kann nicht auf die
vom Landesbeamtengesetz (§ 44 Abs. 1
LBG vom 19. Mai 2003* bzw. Art. XIII
§ 5. Dienstrechtsänderungsgesetz vom

19. März 2009**) in Bezug genommene
und damit in das Landesrecht eingeglie-
derte Regelung des § 10 Abs. 2 der Bun-
desbeihilfeverordnung (BBhV)*** ge-
stützt werden. Die Vorschrift bestimmt
zwar, dass Anspruch auf Beihilfe nur hat,
wer seinen Krankenversicherungsschutz
und den seiner berücksichtigungsfähigen
Angehörigen nachweist. Sie ist aber un-
wirksam. Die Einführung des Beihilfe-
ausschlusses für Beamte, die nicht kran-
kenversichert sind, stellt eine „wesent-
liche“ Entscheidung dar, die vom par-
lamentarischen Gesetzgeber getroffen
werden muss. Denn der Beihilfeaus-
schluss berührt die tragenden Struktur-
prinzipien des gegenwärtig praktizierten
Mischsystems aus privat finanzierter
Vorsorge und ergänzenden Beihilfen.
Zudem wirkt er sich für den Betroffenen
besonders einschneidend aus. Zwar kann
der Gesetzgeber der Notwendigkeit ei-
ner von ihm zu verantwortenden Ent-
scheidung grundsätzlich auch dadurch
Rechnung tragen, dass er den Beihilfe-
ausschluss durch Landesverordnung re-
gelt. Dann muss das Landesbeamtenge-

Anspruch auf Beihilfe auch ohne
Abschluss einer Krankenversicherung

LANDESJOURNAL Berlin

BEIHILFE

setz aber eine Verordnungsermächtigung
enthalten, die den konkreten Leistungs-
ausschluss inhaltlich deckt. Jedenfalls
daran fehlt es hier. Die in dem streitge-
genständlichen Zeitraum bestehenden
landesgesetzlichen Verordnungsermäch-
tigungen tragen die Beschränkung der
Leistungsgewährung auf Beamte, die für
sich und ihre berücksichtigungsfähigen
Angehörigen einen Krankenversiche-
rungsschutz nachweisen, nicht (Presse-
mitteilung des BVerwG Nr. 73/2012).

Im Ergebnis hat das BVerwG ein
Anknüpfen der Beihilfegewährung an
das Bestehen einer Krankenversicherung
nicht ausgeschlossen. Im vorliegenden
Fall fehlt es derzeit nur an einer entspre-
chenden Ermächtigungsgrundlage hier-
zu. Die Voraussetzungen können aber
durch das Abgeordnetenhaus für die Zu-
kunft geschaffen werden.

Für Rückfragen und Erläuterungen
steht Ihnen die Rechtsabteilung, hier die
Renten- und Beihilfeberatung, jeweils
dienstags von 14.00 bis 16.00 Uhr zur
Verfügung.

Thomas Woelke, Rechtsanwalt

Die diesjährigen Personalratswahlen
stehen unter dem Motto „Klartext reden
– Zukunft gestalten“.

Wir entscheiden mit, wenn in diesem
Jahr die Weichen für einen neuen Perso-
nalrat gestellt werden. Wir im LKA ent-
scheiden, wer in den kommenden vier
Jahren die Rechte der Kolleginnen und
Kollegen gegenüber der Dienststellenlei-
tung wahrnimmt. Ob unsere Arbeit der
vergangenen vier Jahre erfolgreich war
und ob diese erfolgreiche Vertretungsar-
beit gestaltend für die nächsten Jahre
fortgesetzt werden kann.

GdP-Interessenvertreter haben Rück-
grat und ein umfassendes Fachwissen. Sie
kümmern sich um die Sorgen und Proble-

me direkt am Arbeitsplatz. Sie entschei-
den kompetent und unabhängig. Wir im
LKA empfinden es als selbstverständlich,
dass Angehörige der verschiedenen
Sparten und Beschäftigungsgruppen ge-
meinsam professionell Gewalt- und Be-
rufsverbrecher verfolgen und festneh-
men, Daten sammeln und auswerten,
Tatorte aufsuchen, Spuren sichern und
begutachten, Kriminalitätsanalysen und
Präventionskonzepte erstellen.

Gerade heute, wo uns als Arbeitneh-
mer ein eisiger Hauch vonseiten der ver-
antwortlichen Politiker entgegenbläst, ist
es umso mehr nötig zusammenzustehen,
um unsere Arbeits- und Lebensbedin-
gungen zu verbessern.

Sei Wähler! Mehr denn je kommt es
auf jeden Einzelnen an! Sei Wähler und
setze ein Signal!

Gegen Teilnahmslosigkeit, Hoff-
nungslosigkeit und Demotivation!

Für eine gerechte Bezahlung! Für eine
korrekte Gestaltung des Arbeitsplatzes!
Für eine gesicherte Zukunft der Familie!

Nur mit einem von großem Vertrauen
aller Beschäftigten getragenen Personal-
rat, mit einer starken Gewerkschaft der
Polizei im Rücken, können Verbesserun-
gen der Arbeitsbedingungen und zu-
kunftsweisende Initiativen erfolgreich
durchgesetzt werden! Sei Wähler! Kom-
me zu den Personalratswahlen und Stim-
me für die Gewerkschaft der Polizei!

Personalratswahlen 2012 –
Klartext reden – Zukunft gestalten

PERSONALRATSWAHLEN
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„Es ist mir wichtig, für die Kolleginnen
und Kollegen als Ansprechpartner da zu
sein.“ In einem immer größer werdenden
Spannungsfeld zwischen dem Anspruch
der Dienstbehörde und dem Familienle-
ben ist der Druck, der auf jedem lastet,
immens hoch. Hier ist es mein Bestreben
für einen Ausgleich zu sorgen, zu vermit-
teln und wo das nicht mehr geht, den Kol-
leginnen und Kollegen bei der Durchset-
zung ihrer Rechte zur Seite zu stehen!“

„Für mich gibt es viele Gründe, dass
Frauen ihre Rechte selbst in die Hand
nehmen und mutig vertreten. Die Ar-
beitswelt im öffentlichen Dienst hat sich
in den zurückliegenden Jahren stark ge-
wandelt, leider nicht immer zum Positi-
ven. In meiner mehr als 30-jährigen Tä-
tigkeit in der Polizei habe ich viele per-
sönliche und berufliche Erfahrungen ge-
sammelt, die es für mich leichter machen,

mich für andere in schwierigen Situatio-
nen einzusetzen.

Besonders Frauen fällt es häufig
schwer, ihre Rechte einzufordern. Des-
halb möchte ich mich als Ansprechpart-
nerin zur Verfügung stellen und auch an-
dere Frauen motivieren, sich in die Ge-
werkschaftsarbeit einzubringen.

Nur gemeinsam, mit einer starken Ge-
werkschaft der Polizei, können wir etwas
erreichen.“

„Personalräte zu bilden ist bundes-
deutsche demokratische Tradition seit
den 1970er-Jahren. Ich bekenne mich
ausdrücklich zu unserer demokratischen
Werteordnung. Personalratsarbeit ist
auch täglicher Kampf für den Arbeits-
schutz. Hier hat die Berliner Polizei Mü-
he, den eigentlich vorauszusetzenden
Standard zu erreichen. Daher setze ich

mich für den Arbeitsschutz ein. Ein Per-
sonalrat ist auch Ansprechpartner für ei-
ne Vielzahl von Themen: Nicht alles kann
man wissen, aber man kann auf weiter-
führende Informationen verweisen, an-
dere Wege aufzeigen.“

„Ich musste lernen, dass die Möglich-
keiten eines Personalrates durch die Poli-
tik immer weiter eingeschränkt werden.
Gerade deshalb ist es für mich wichtig,
für die Rechte der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im LKA einzutreten.
Ich will den Kolleginnen und Kollegen
Hilfestellung im mühsamen „Kampf“ ge-
gen die Bürokratie zur Einforderung ih-
rer Rechte geben. Hierbei ist die Zusam-
menarbeit mit der Rechtsberatung der
Gewerkschaft der Polizei äußerst hilf-
reich!“

LANDESJOURNALBerlin

PERSONALRATSWAHLEN

Robert Hobrecht

Robert Tietz

Frank Sellert Fotos: Archiv GdP

Monika Münch
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Die Gewerkschaft der Polizei – das
sind wir alle:

Alle Mitglieder, alle ehrenamtlichen
und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, alle Funktionäre – alles
bereits bekannt und deshalb möchten wir
an dieser Stelle alle Leser unserer Zei-
tung dazu aufrufen, sich an einem Ideen-
wettbewerb zu beteiligen:

Die Situation unserer Beschäftigten
im Land Berlin ist schlecht:

Der Silberstreif am Horizont für unse-
re Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, bis zum Jahr 2017 das Einkommens-
niveau der Tarifvereinigung der Länder
(TdL) zu erreichen, bezieht sich nach
Aussagen von Senatsvertretern nicht auf
die Beamtinnen und Beamten. Die immer
knappere Personalzumessung der Dienst-
stellen erhöht weiterhin zunehmend den
Druck auf jeden Einzelnen, hier insbe-
sondere auf die Bezieher der niedrigeren
Einkommen, weil sie grundsätzlich nicht
in der Lage sind, den Druck nach unten
weiterzugeben. Ihre gesundheitliche Si-
tuation verschlechtert sich – statistisch
nachweisbar – rapide, trotz gut gemeinten
Gesundheitsmanagements. Was nutzt ein
Gesundheitsmanagement, wenn Arbeits-
zeitregelungen sich nur noch an der Per-
sonalstärke und nicht mehr an den natür-
lichen Bedürfnissen unseres Personals
orientieren? Wenn immer höhere Anfor-

derungen aufgrund angespannter Sicher-
heitslagen und bürokratischer Luftnum-
mern mit immer weniger Personal geleis-
tet werden müssen? Jeder kennt unzähli-
ge Beispiele aus seinem Arbeitsbereich.
In den vergangenen Jahren eingeführte
IT-Verfahren haben in den seltensten
Fällen zu Entlastungen der Aufgaben ge-
führt, sondern die Kolleginnen und Kolle-
gen nicht selten an den Rand des nervli-
chen Blackouts geführt. Anfänglicher
Ratlosigkeit und Empörung sind Gleich-
gültigkeit und Apathie gefolgt. Viele
funktionieren nur noch und manche ha-
ben die ursprüngliche Identifikation mit
ihrem Beruf gänzlich verloren.

Wir haben dies als Gewerkschaft stän-
dig angesprochen!

Viele haben uns gefragt: „Was macht
denn die Gewerkschaft?“ – aber sie ha-
ben vergessen, dass auch sie „die Ge-
werkschaft“ sind. Demonstrationen und
Kundgebungen, Aktionen und Aufrufe
der vergangenen Jahre wurden mehrheit-
lich nicht mehr von unseren Mitgliedern
getragen, sondern fast nur noch von einer
ausgesuchten Gruppe ihrer gewählten
Funktionäre. Dies konnte niemanden
mehr beeindrucken. Am wenigsten die
Verursacher der Missstände in Politik,
Medien und der Dienststellenleitungen.
Soweit zur Ausgangslage! Wir meinen,
der Dialog in unserer GdP muss wieder in

Gang kommen. Die durch diffuse Ängste
erzeugte Sprachlosigkeit der Beschäftig-
ten muss ein Ende haben! Gewerkschaft
ist, wenn alle mitmachen, wenn alle ihren
Beitrag leisten. Deshalb bitten wir euch
um Ideen und Vorschläge für unsere
nächsten Aktionen zur Überwindung des
„Schlusslichts“ in der Beamtenbesol-
dung. Gebt uns Anregungen für weitere
Aktionen und Themenschwerpunkte, die
euch auf dem Herzen liegen. Macht Vor-
schläge, in welcher Form wir unsere ge-
werkschaftlichen Vorstöße gestalten
können. Fällt euch dazu etwas Neues ein?
Etwas Besonderes? Etwas, was „unter
die Haut geht“! Was könnte am Bisheri-
gen noch verbessert werden? Wer kann
kreative Beiträge leisten? Wer kann Car-
toons zeichnen? Fotos anfertigen, bear-
beiten, Kollagen gestalten? Ein Gedicht
schreiben, einen Slogan ins Leben rufen?
Wo sind die Kabarettisten unter euch?
Wo die Rapper? Wo die Poeten? Wo die
Autoren? Wo die „Werbefachleute“?
Weg mit der „Schere im Kopf“! Grenzen
setzt nur unsere demokratische Rechts-
ordnung. Wir werden euch gegebenen-
falls mitteilen, was aus unserer Sicht
machbar ist – und was nicht.

Die besten Vorschläge werden wir –
mit eurer Zustimmung – präsentieren
und prämieren.

Wir freuen uns auf eure Zuschriften!

Aufruf zum Ideenwettbewerb

LANDESJOURNAL Berlin

BEAMTENAKTIONEN

AKTIVITÄTEN

Juli 2012
Mittwoch, den 11. 7. 2012

• Gespräch mit dem CDU-Generalsekre-
tär Kai Wegner zu aktuellen polizeili-
chen Themen

• Interview mit dem Radiosender 94,3
zum Problem der langen Wartezeiten in
den Ordnungsämtern

Samstag, den 21. 7. 2012
• Interview mit der Berliner Morgenpost

zum Anstieg der Einbrüche in Berlin und
zur Sparpolitik bei Sicherheitsaufgaben

Montag, den 23. 7. 2012
• Interview mit dem Tagesspiegel zum

Anstieg der Einbrüche in Berlin
• Interview Detektor.fm Leipzig und der

Berliner Morgenpost zu den „Hütchen-
spielern“

Dienstag, den 24. 7. 2012
• Interview mit dem Berliner Rundfunk

91,4 zu den „Hütchenspielern“

Mittwoch, den 25. 7. 2012
• Gespräch mit Innensenator Frank Hen-

kel zu aktuellen polizeilichen Themen
• Interview mit TV Berlin zum Anstieg

der Einbrüche in Berlin
• Interview mit der Berliner Abendschau

und Info-Radio zum privaten Sicher-
heitsdienst in den U-Bahnen

Donnerstag, den 26. 7. 2012
• Interview mit Radio B2 zum Thema:

„Berlin hat zu wenig Polizisten“

TAUSCHPARTNER/-IN
GESUCHT!

PM der PD Segeberg/PR Rellin-
gen der LaPol SH sucht wegen
Familienzusammenführung einen
Tauschpartner der LaPol Branden-
burg. Auch Ringtausch möglich.
Tel.: 01 72/4 71 76 82.

Thomas Sommer
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Die Gewerkschaft der Polizei sucht zum 1. 1. 2013 eine(n)

Sekretär/-in
für den Bereich Sekretariat/Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

im Landesbezirk Berlin

Das Aufgabengebiet (kann im Detail bei der Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Berlin,
angefordert werden):

# Koordinierung der übertragenen Aufgaben in der Geschäftsstelle
# Analyse, Bewertung und Auswertung von gewerkschaftspolitischen Themen
# Erstellen von Entscheidungsvorlagen für den Landesbezirksvorsitzenden
# Erstellen von gewerkschaftspolitischen Statements sowie deren Umsetzung
# Verantwortlich für Erstellung und Durchführung der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
# Vorbereitung und Durchführung von Presseerklärungen und Pressekonferenzen
# Kontaktpflege zu Medienvertretern

Die folgenden Qualifikationen und persönlichen Fähigkeiten müssen von ihnen mitge-
bracht werden:

" Sie besitzen ein abgeschlossenes Hochschulstudium (Rechts-, Politik- oder Sozialwissen-
schaften, journalistische Ausbildung) und/oder Erfahrungen im journalistischen Bereich
oder in einer vergleichbaren Tätigkeit im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit einer Gewerk-
schaft oder des öffentlichen Dienst

" Sie verfügen über die Fähigkeiten, sich in der deutschen Sprache in Wort und Schrift
sicher, schnell und fehlerfrei auszudrücken

" Sie sind teamfähig, zuverlässig und belastbar
" Sie haben die Bereitschaft auch außerhalb der regulären Arbeitszeit zur Verfügung zu

stehen
" Sie können selbstständig arbeiten und besitzen eine herausragende kommunikative

Kompetenz, auch in öffentlichen Veranstaltungen
" Sie haben umfangreiche Kenntnisse im Umgang mit allen MS-Office-Anwendungen
" Sie besitzen Kenntnisse über den DGB und die Gewerkschaften in der Bundesrepublik

Deutschland/EU
" Erwünscht ist die Mitgliedschaft in einer DGB-Gewerkschaft

Die Vergütung erfolgt nach den Vergütungsrichtlinien der Gewerkschaft der Polizei, Landesbe-
zirk Berlin.

Interessentinnen und Interessenten senden ihre schriftliche Bewerbung bis zum 20. 10. 2012 an:

Gewerkschaft der Polizei
Landesbezirk Berlin
Kurfürstenstr. 112, 10787 Berlin
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Auf Einladung der Fachgruppe Ab-
schnitte fand ein Meinungsaustausch zur
Evaluation des Berliner Modells (BMo)
mit dem Leiter der Projektgruppe Eva-
luation BMo, Herrn Gerasch, und Herrn
Pietzker, PPr St 1221, statt.

Nachdem Herr Gerasch zunächst ei-
nen kurzen Ablauf zur bisherigen Pro-
jektgruppenarbeit gegeben hatte, wur-
den durch die Mitglieder der Fachgruppe
Fragen beziehungsweise eigene Erfah-
rungen vorgetragen. Hierbei ging es bei-
spielsweise um die Arbeitszeit, Personal-
stärken, Altersstrukturen, Vorgangsbe-
arbeitung, Kontaktbereichsdienst und
Belastungen durch zusätzliche Einsätze –
Themen, die unter anderem auch Be-
standteil der Mitarbeiterbefragung wa-
ren. Deutlich wurde, dass beide Seiten
mit ihren Feststellungen und Einschät-
zungen zu den Problemen im BMo gar
nicht so weit auseinanderliegen. Positiv
wurde von allen die Transparenz der Ar-
beit der Projektgruppe und die Einbe-
ziehung der Beschäftigten gewertet.

Auf dem Prüfstand stehen unter ande-
rem:
• Steigerung der Effektivität in der Kri-

minalitätsbearbeitung

• Erhöhung der Arbeitszufriedenheit
• Erhöhung der Präsenz
• Angleichung der Strukturen an die tat-

sächlichen Gegebenheiten
Die eigentlich entscheidende Phase be-

ginnt, wenn die fünf Unterarbeitsgruppen
zu den einzelnen Themen Lösungsvor-
schläge erarbeiten. Mit der ergebnisoffe-
nen Projektgruppenarbeit und der Einbin-

dung der Beschäftigten wurde der richtige
Weg eingeschlagen. Nach Einschätzung
der Fachgruppe haben wir gute Chancen,
für die Kolleginnen und Kollegen im BMo
die Situation deutlich zu verbessern. Si-
cherlich wird dies nicht in allen Fällen ge-
lingen, ist aber dennoch ein Schritt in die
richtige Richtung. Norbert Mellenthin,

Fachgruppenvorsitzender

Evaluation BMo

LANDESJOURNAL Berlin

BERLINER MODELL

Aufgrund der großen Inanspruchnah-
me von Lohnsteuerberatungen möchte
sich das GdP-Beraterteam um zwei oder
drei Kolleginnen oder Kollegen erwei-
tern. Wir würden uns freuen, wenn wir
zum nächsten Schulungsseminar im Ja-
nuar 2013 mutige GdP-Mitglieder begrü-
ßen könnten, die dann ihre erworbenen
Kenntnisse über das Einkommensteuer-
recht im nächsten Jahr weitergeben wol-
len. Das Steuerrecht ist „auch nur ein Ge-
setz“ wie viele andere. Wir, als Angehöri-
ge des öffentlichen Dienstes, befassen
uns jeden Tag mit Gesetzen, deshalb …
keine Angst, traut euch!

Mitglieder unserer Berufsvertretung
haben das gesetzliche Recht, unter Be-
achtung bestimmter Vorschriften, Lohn-
steuerberatungen durchzuführen.

Wir hoffen auf euer Interesse und wür-
den uns freuen, wenn sich interessierte
Mitglieder am 17. 10. 2012 um 17.00 Uhr
in der Geschäftsstelle, Kurfürstenstr. 112,
zu einer kurzen Einführung einfinden
würden, um euch auch die wichtigsten
Details über unsere Arbeit zu vermitteln.

Telefonische Vorabmeldung wäre für
unsere Planung sehr hilfreich. Die Kolle-
gin Kulick erwartet unter der Tel.-Nr.
21 00 04-43 die hoffentlich zahlreichen
Anfragen.

Das Lohnsteuerberaterteam

Das Lohnsteuerberaterteam
sucht Nachwuchs

LOHNSTEUER KOLLEGEN DANKEN

Eine
bemerkenswerte

Danksagung
Werner Tietz schreibt der GdP:
Danke dem werten Kollegen-Team

des Landesbezirks unserer Gewerk-
schaft für die Geburtstagsgrüße zum
vollendeten 3/4-Jahrhundert. Dank
auch für die bisher geleistete Tarif-
und Sozialarbeit, die es mir und mei-
ner Gattin erlaubt, ein einigermaßen
gutes wirtschaftliches Leben mit vie-
len Freizeitaktivitäten zu erleben. Seit
67 Jahren ohne Krieg. Meine Eltern
und Großeltern hatten es nicht so gut
und ob es meinen Kindern im Alter
oder meinem jetzt 14-jährigen Enkel
später auch so gut gehen wird, wage
ich zu bezweifeln. Trotzdem, euch al-
len für die Zukunft alles Gute.

Werner Tietz
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Rockerkrieg in Berlin?
Ist das Verbot von Rockerbanden

sinnvoll oder nicht?

Fachtagung

der Gewerkschaft der Polizei

Landesbezirk Berlin

Wann? Dienstag, den 02. Oktober 2012, 14:30 Uhr

Wo? Forum Adlershof, Rudower Chaussee 17, Bunsen Saal, 12489 Berlin

Für wen? Für alle interessierten Kolleginnen und Kollegen!

Anmeldungen bitte über die Geschäftsstelle der GdP Berlin, Kurfürstenstr. 112,

10787 Berlin, Telefon: (030) 21 00 04-0, Fax: (030) 21 00 04-29, E-Mail: gdp-

berlin@gdp-berlin.de

Seit einiger Zeit sind die Rocker wieder verstärkt im Fokus der ermittelnden Dienst-

stellen. Friedensabkommen der Motorradklubs wurden gebrochen oder aufgehoben,

Revier- und Machtkämpfe wieder blutig geführt. Die Politik pendelt zwischen dem

Verbot und Nichtverbot der Klubs.

Es stellt sich die Frage, in wie weit ein Verbot der Motorradklubs deren Verhalten

und Selbstverständnis in der Organisierten Kriminalität beeinflusst?!

Hochrangige Experten der Polizei und Justiz erörtern das Für und Wider der Verbote

von Motorradklubs.
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Am 1. August war es soweit: Jürgen
Radloff hat seinen 70. Geburtstag gefei-
ert. Peter Richter, Vorsitzender der GdP-
Bezirksgruppe in der Dir 4, schreibt an
Jürgen Radloff:

„Persönlich konnten wir dir unsere
Glückwünsche nicht aussprechen. Du
hast an deinem Wohnort, etwa 800 km
von Berlin entfernt, im Schwarzwald ge-
feiert. Deshalb wünschen wir dir auch auf
diesem Weg Glück und Gesundheit. Du
warst im GdP-Landesbezirk Berlin in

vielen Funktionen, zuletzt als Personal-
ratsvorsitzender in der Direktion 4 und
als stellvertretender Landesbezirksvor-
sitzender, im Bund als langjähriges Mit-
glied im Geschäftsführenden Bundesvor-
stand (GBV) und als UISP-Generalse-
kretär in Europa, immer ein ‚glühender‘
Verfechter der Interessen unserer Kolle-
ginnen und Kollegen.

Du warst für uns, deine Nachfolger,
aber auch für viele deiner Kolleginnen
und Kollegen ein Vorbild an Gradlinig-
keit und Beharrlichkeit, wenn es darum
ging, die Interessen der Beschäftigten der
Polizei zu vertreten.

Wir wünschen dir noch viele schöne
Jahre im warmen Südwesten Deutsch-
lands.“

Jürgen Radloff hatte Geburtstag

LANDESJOURNAL Berlin

SENIOREN VERANSTALTUNGEN

Bezirksgruppen
Dir 1
Am 25. 9. 2012 um 16 Uhr im Restaurant

„Ratskeller Rathaus Reinickendorf“,
Eichborndamm 215–239, 13437 Berlin.

Dir 3
Am Mittwoch, dem 19. 9. 2012, 15.30

Uhr, im Marjan-Grill, S-Bhf Bellevue.
Dir 4
Am 25. 9. 2012 um 17 Uhr im Restaurant

„Traberterrassen“, Mariendorfer Damm
221, 12107 Berlin, ggü. Kruckenbergstr.

Dir 5
Am 6. 9. 2012 um 15.30 Uhr im Bräu-

stübl der ehem. Kindl-Brauerei, Werbel-
linstr. 50, 12053 Berlin.

Dir 6
Am Donnerstag, dem 27. 9. 2012, um

16.00 Uhr in der Kantine Poelchaustr. 1,
12681 Berlin.

ZSE/Stab PPr
Am Donnerstag, dem 20. 9. 2012, um

16.00 Uhr im Restaurant „Marjan Grill“,
Flensburger Str./Ecke Bartningallee,
10557 Berlin.

Dir ZA
Am 20. 9. 2012 um 16 Uhr im Ratskeller

„Rathaus Zehlendorf“, Martin-Buber-
Straße 5, 14163 Berlin.

LKA
Am 27. 9. 2012 um 15.30 Uhr im Landes-

kriminalamt Berlin, Bayernring 44, Raum
331 (Bitte den Eingang Tempelhofer
Damm 12 nutzen), 12101 Berlin.

LABO
Am 10. 9. 2012 um 17 Uhr im Restaurant

„Yasmin“, Wilhelmstraße 15–16 (Wilhelm-/
Ecke Hedemannstraße), 10963 Berlin (U-
Bahnhöfe Kochstr. oder Hallesches Tor,
Busse 240/241 oder 341 Stresemannstraße).

vielen Funktionen, zuletzt als Personal-
ratsvorsitzender in der Direktion 4 und
als stellvertretender Landesbezirksvor-
sitzender, im Bund als langjähriges Mit-
glied im Geschäftsführenden Bundesvor-
stand (GBV) und als UISP-Generalse-
kretär in Europa, immer ein ‚glühender‘
Verfechter der Interessen unserer Kolle-
ginnen und Kollegen.

aber auch für viele deiner Kolleginnen
und Kollegen ein Vorbild an Gradlinig-
keit und Beharrlichkeit, wenn es darum
ging, die Interessen der Beschäftigten der
Polizei zu vertreten. 

Jahre im warmen Südwesten Deutsch-
lands.“

Jürgen Radloff
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Günter Hagge, unser langjähriger
Vorsitzender der Seniorengruppe, ist am
23. Juli verstorben. Mit Bestürzung und
tiefer Trauer haben wir, die Mitglieder
der Seniorengruppe und Bezirksgruppe,
die Nachricht aufgenommen. In unsere
Trauer mischt sich aber auch das Gefühl
der Dankbarkeit. Wir erinnern uns an die
seit 1989 bestandene Zusammenarbeit
mit ihm und seine Bereitschaft, sehr
schnell Verantwortung in der Senioren-
gruppe zu übernehmen. Günter steht ex-
emplarisch für die gelungene Zusam-
menführung der Mitglieder der 1989 ge-
gründeten Gewerkschaft der Volkspoli-
zei mit der GdP nach dem 1990 erfolgten
Zusammenschluss beider Gewerkschaf-
ten. Durch Kontakte mit mir, seinerzeit
Vorsitzender der Bezirksgruppe LPol-
Dir, fand Günter mit weiteren sechs Kol-
legen der Gewerkschaft der Volkspolizei
in der Seniorengruppe LPoDir seine
neue gewerkschaftliche Heimat.

Günter brachte sich mit seinem Orga-
nisationstalent sehr schnell in die Füh-
rung der Seniorengruppe ein und wurde

im April 1993 zum stellvertretenden
Seniorengruppenvorsitzenden gewählt.
Drei Jahre später wählte ihn die Gruppe
im April 1996 zu ihrem Vorsitzenden.
Die nächste Herausforderung, die er zu-
sammen mit dem Kollegen Heinz Land,

Vorsitzender der Seniorengruppe ZSE,
bewältigte, war 2005 die Zusammenfüh-
rung der Seniorengruppen ZSE und
LPolDir, die infolge der „Neuordnung
der Führungsstrukturen“ in der Berliner
Polizei erforderlich geworden war. Seine
Führungsaufgabe in der Seniorenarbeit
war damit bei Weitem nicht erschöpft.
Als Vorsitzender der Seniorengruppe
war er zugleich Mitglied im Landesse-
niorenvorstand und bekleidete dort das
Amt des Schriftführers. Über die eigene
Seniorengruppe hinaus organisierte
Günter jährlich Führungen in Botschaf-
ten und Landesvertretungen. Vielen un-
serer Kolleginnen und Kollegen werden
diese Führungen in bester Erinnerung
bleiben.

Lieber Günter, du warst uns stets ein
geschätzter, humorvoller und uns für die
Seniorenarbeit begeisternder Vorsitzen-
der. Einen letzten Dank hierfür, wir wer-
den deiner stets gedenken.

Hartmut Pech

Bezirksgruppe und Seniorengruppe ZSE/Stab PPr
trauern um Günter Hagge

LANDESJOURNALBerlin

NACHRUFE

Edith Berndt, 90 Jahre
Horst Bohm, 77 Jahre
Bezirksgruppe Dir 1
Ursula Schönicke, 85 Jahre
Bezirksgruppe Dir 2
Erich Czirson, 99 Jahre
Bezirksgruppe Dir 4
Werner Thiemann, 85 Jahre
Karl Schlottmann, 91 Jahre
Horst Ihlow, 75 Jahre
Lothar Quandt, 79 Jahre
Bezirksgruppe Dir 5
Gerhard Lipke, 81 Jahre
Manfred Duldhardt, 77 Jahre
Bezirksgruppe Dir 6
Horst Woitynnek, 72 Jahre
Werner Suckow, 91 Jahre
Bezirksgruppe Dir ZA
Else Rechenbach, 95 Jahre
Dieter Hahnel, 69 Jahre
Eva Böse, 85 Jahre
Bezirksgruppe ZSE
Karl-Heinz Krupke, 68 Jahre
Maria Ansorge, 96 Jahre
Bezirksgruppe LABO
Christel Suckow, 82 Jahre
Bezirksgruppe LKA

Günter Hagge

Der langjährige stellvertretende Se-
niorenvorsitzende der Direktion 6, Man-
fred Duldhardt, ist für alle überraschend
am 23. Juli 2012 im Alter von 77 Jahren
verstorben.

Manfred Duldhardt war 2003 maßgeb-
lich am Zusammenschluss der Senioren-
gruppen Direktion 6 und 7 beteiligt. Die
Erinnerung an Manfred wird immer ver-
bunden sein mit vielen schönen gemein-
samen Stunden bei den von ihm organi-
sierten Tagesfahrten der Seniorengruppe
Direktion 6.

Er war ein ruhiger, hilfsbereiter und
beliebter Kollege, der uns nun für immer
fehlen wird.

Wir werden Manfred ein ehrendes An-
denken bewahren.Manfred Duldhardt
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Senioren
Dir 1
Am Montag, dem 10. 9. 2012, ab 13 Uhr

im Restaurant „Ratskeller Rathaus Rei-
nickendorf“, Eichborndamm 215–239,
13437 Berlin.

Dir 3
Am Dienstag, dem 2. 10. 2012, um

16.00 Uhr im Lokal „FRABEA“, Afrika-
nische Str. 90/Otawistr. 1, 13351 Berlin.
Buslinie: 221 (Haltestelle Otawistr.).

Dir 4
Am 12. 9. 2012 um 16 Uhr im Restau-

rant „Adria-Grill“, Kaiser-Wilhelm-Str.
55, 12247 Berlin.

Dir 5
Am 6. 9. 2012 um 14.00 Uhr im Bräu-

stübl der ehem. Kindl-Brauerei, Werbel-
linstr. 50, 12053 Berlin.

Dir 6
Die nächste Seniorensitzung mit Ke-

geln findet am Dienstag, dem 18. 9. 2012,
um 16.00 Uhr im Sportcasino des KSC,
Wendenschloßstr. 182, 12557 Berlin, statt.

Die nächste große Seniorensitzung zur
Planung von Aktivitäten der Senioren-
gruppe findet am Mittwoch, dem 19. 9.
2012, um 15.00 Uhr in der Kantine Poel-
chaustr. 1, 12681 Berlin, statt.

ZSE
Am Dienstag, dem 25. 9. 2012, um

15.00 Uhr im Restaurant „Marjan Grill“,
Flensburger Str./Ecke Bartningallee,
10557 Berlin.

LKA
Am Dienstag, dem 4. 9. 2012, findet

um 15.00 Uhr unsere Versammlung im
„Gasthaus Koch“ in 12103 Berlin-Tem-
pelhof, Friedrich-Wilhelm-Str. 68/Ecke
Friedrich-Franz-Str., statt. Uns besucht
Kollege Detlef Fritz vom WEISSEN
RING und berichtet über die Aufgaben
dieses gemeinnützigen Vereins.

Am Dienstag, dem 18. 9. 2012, um
10.30 Uhr nehmen wir an einer Führung
durch das S-Bahn-Museum am S-Bahn-
hof Griebnitzsee teil. Wir treffen uns vor
dem rot geklinkerten Unterwerk des
Bahnhofes in 14482 Potsdam-Griebnitz-
see, Rudolf-Breitscheid-Str. 203. Unkos-
tenbeitrag: 4,50 € – Begrenzte Teilneh-
merzahl, daher Anmeldung erforderlich!

Vorankündigung:
Am Dienstag, dem 9. 10. 2012, 15.00

Uhr, Versammlung im „Gasthaus Koch“
– der Bezirksbürgermeister von Berlin-
Neukölln besucht uns.

Am Mittwoch, dem 17. 10. 2012, 15.30
Uhr, feiern wir das 21. Oktoberfest der
Seniorengruppen Dir 3 und Potsdam II in
der Stadthalle Bernau mit Kaffee und
Kuchen und kalt/warmem Abendbüfett
und musikalischer Unterhaltung durch

die Combo des Polizeiorchesters Bran-
denburg und „der Belcanto“ sowie einem
Rahmenprogramm – Unkostenbeitrag:
28,00 € – begrenzte Teilnehmerzahl, da-
her Kartenvorbestellung erforderlich!

Kontakt: Jürgen Heimann, Tel.
0 15 25/6 10 35 27 (gdp-phone) oder Mar-
tin Hoffmann, Tel. 0 30-61 29 37 75.

LABO
Am 19. 9. 2012 um 15 Uhr im Restau-

rant „Yasmin“, Wilhelmstr. 15–16 (Wil-
helm-/Ecke Hedemannstr.), 10963 Ber-
lin-Kreuzberg (U-Bahnhöfe Kochstr.
oder Hallesches Tor, Busse 240/241 oder
341 Stresemannstr.).

Preisskat
Nächster Preisskat in der Cafeteria im

LKA, Tempelhofer Damm 12, 12101
Berlin, am Mittwoch, dem 17. 10. 2012,
um 16 Uhr.

Mitglieder sowie Freunde und Be-
kannte sind herzlich eingeladen. Es gibt
wieder viele Geldpreise zu gewinnen.

Anmeldungen bitte unter 0 30/
6 06 46 69 oder 01 72/9 50 35 80.

Manfred Raabe
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VERANSTALTUNGEN

Jubiläen
In der August-Ausgabe der DP hat lei-

der der Druckfehlerteufel zugeschlagen.
Daher hier nun die richtigen 40-jährigen
Jubiläen:

Andreas Baumann, Karl-Heinz
Brosch, Wolfgang Huebner, Karin Ploth,
Lutz Raetzer, Hartmut Schubert, Sieg-
fried Steinbock

25 Jahre

Markus Bothmann, Gabriela Bunzel,
Ralf Doepping, Frank Dröher, Jörg Gitz-
ler, Andreas Gräber, Dirk Guse, Alexan-
der Jowelies-Knoll, Michael Malz, Kristi-
na Manousidis, Frank Priske, Werner
Schiller, Stefan Schreiner, Jens Teppner,
Carsten Vetter

40 Jahre

Lothar Fleischer, Ursula Hoose, Eber-
hard Marter, Rüdiger Mölter, Klaus-Ul-
rich Paetz, Sabine Plaumann, Rainer Ro-
senblender, Ingrid Salenger, Volker
Schöffel

50 Jahre

Gert Eiser, Heinz Hennig, Ewald Keil,
Dieter Köhler, Wilfried Natus, Kurt Pe-
ters, Anne-Katrin Pionke, Ralf-Jürgen
Schmidt, Siegfried Tugend

60 Jahre

Guenter Bartelt, Heinz Böhnke,
Heinz Gustavus, Margot Hoffmann,
Günter Mauer, Horst Messow, Horst
Nachtweide, Manfred Pallmann, Emma
Schulze

80 Jahre

Hildegard Rosenberger, Direktion 1,
Hans Baehr, Direktion 2, Helga Ränike,
Direktion 3, Gerhard Jass, Zentrale Ser-
vice Einheit

85 Jahre

Egon Pätzold, Direktion 1, Horst
Drescher, Direktion 2, Ingeborg Neitzel,
Direktion 4, Günter Stumpf, Zentrale
Service Einheit, Sabine Peetsch, Martha
Radewaldt, LABO, Günter Mauer,
LKA

90 Jahre

Christel Grigo, Direktion 4, Maria
Schmidtke, Gerda Schwarz, LKA, Willi
Honscha, Zentrale Service Einheit

91 Jahre

Hella Baumert, Direktion 2, Waltraud
Regen, Direktion 3

92 Jahre

Hans Deutschmann, Direktion 1, Em-
ma Gummelt, Zentrale Service Einheit

93 Jahre

Elisabeth Kulicke, Zentrale Service
Einheit

94 Jahre

Margot Hogefeld, Direktion 3

95 Jahre

Charlotte Baumann, Direktion 5
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